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Vorblatt 


Vorschlag der Kommission der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft für eine Verordnung des Rates 
über die Einführung gemeinsamer Regeln für den 
Pendelverkehr mit Kraftomnibussen zwischen den 

Mitgliedstaaten 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Verkehr und 
das Post- und Fernmeldewesen) 


A. Problem 

Zur Verwirklichung einer gemeinsamen Verkehrspolitik im 
Sinne der Artikel 74 ff. des EWG-Vertrages ist es notwendig, 
einheitliche Bestimmungen für den grenzüberschreitenden Per- 
sonenverkehr mit Kraftomnibussen einzuführen. 


B. Lösung 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften schlägt eine 
Verordnung vor, die Bestimmungen über die Erteilung und die 
Rücknahme von Genehmigungen für den grenzüberschreitenden 
Pendelverkehr mit Kraftomnibussen enthält. Der Linienverkehr 
soll in einer anderen Verordnung geregelt werden. 


C. Alternativen 

Der Ausschuß hält es für erforderlich, dagegen Vorsorge zu 
treffen, daß durch den Pendelverkehr mit Kraftomnibussen nicht 
die Wirtschaftlichkeit des Linienverkehrs beeinträchtigt werden 
kann. 


D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird nicht belastet. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 




Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/634 


Sachgebiet 924 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 
(13. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für eine Verordnung des Rates über die Einführung 
gemeinsamer Regeln für den Pendelverkehr mit Kraft- 
omnibussen zwischen den Mitgliedstaaten 

— Drucksache Vl/371 — 


A. Bericht des Abgeordneten Vehar 


Der Vorschlag der Kommission wurde durch | 
Schreiben des Präsidenten des Deutschen Bundes- 
tages vom 12. Februar 1970 dem Ausschuß für Ver- 
kehr und das Post- und Fernmeldewesen überwie- 
sen. 

Die Kommission strebt mit dem Verordnungsent- 
wurf die Einführung eines Genehmigungssystems im 
grenzüberschreitenden Pendelverkehr mit Kraft- 
omnibussen an. Bei diesem Verkehrsdienst werden 
— im Gegensatz zum Linienverkehr — Reisende be- 
sonders in Feriengebiete befördert und wieder an 
ihren Wohnort zurückgebracht, die vor Reiseantritt 
in Gruppen zusammengefaßt worden sind. Durch die 
Einführung einer Genehmigungspflicht für derartige 


Reisedienste soll sichergestellt werden, daß das ord- 
nungsgemäße Funktionieren des Linienverkehrs mit 
Kraftomnibussen nicht beeinträchtigt wird. 

Der Ausschuß stellte bei seinen Beratungen fest, 
daß die in dem Verordnungsentwurf vorgesehenen 
Ausnahmen von den einschränkenden Bestimmun- 
gen für den Pendelverkehr noch erheblich enger ge- 
faßt werden müssen, um einen Mißbrauch auszu- 
schalten, der die Wirtschaftlichkeit der Liniendienste 
beeinträchtigen könnte. Er schlägt daher vor, den 
Verordnungsentwurf in der aus dem Antrag ersicht- 
lichen Weise zu verbessern. Die weiteren Ände- 
rungsvorschläge sind im wesentlichen redaktioneller 
Natur. 


Bonn, den 16. April 1970 


Vehar 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, | Kraftomnibussen die Wirtschaftlichkeit des 

Linienverkehrs nicht beeinträchtigt. Ferner 
sollte in Artikel 5 der Vorrang des Linienver- 
kehrs klarer zum Ausdruck gebracht werden. 

b) In Artikel 15 Absatz 1 Satz 2 des Verord- 
nungsentwurfs sollte das Wort „Entschei- 
dung" durch „Empfehlung" ersetzt werden. 

c) Der Verordnungsentwurf sollte auch im übri- 
gen hinsichtlich der verwendeten Rechtsbe- 
griffe überprüft werden. Insbesondere müssen 
die Verfahrensvorschriften so gefaßt werden, 

gestellt werden, daß der Pendelverkehr mit | daß eine sichere Kontrolle möglich ist. 


Bonn, den 16. April 1970 


Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen 

Dr. Apel Vehar 

Vorsitzender Berichterstatter 


1. den Vorschlag der Kommission der Europäischen 

Gemeinschaften — Drucksache VI/371 — zur 

Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, bei den Ver- 
handlungen in Brüssel auf folgendes hinzuwir- 
ken: 

a) Durch eine engere Fassung der in den Arti- 
keln 9 bis 11 des Verordnungsentwurfs ent- 
haltenen Ausnahmebestimmungen muß sicher- 
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